M 10. 


Mittwoch, den 13. Januar. 


Das „Danziger Dampfboot“ erſcheint 
täglich Nachmittags 5 Uhr, 
mit Aus nahme der Sonn- und Feſttage. 
Abonnementspreis hier in der Expedition 
Portechaiſengaſſe No. 5. 
wie auswärts bei allen Königl. Poſtanſtalten 


niger Dampſbool. 


1864. 


35 ſter Jahrgang. 


Inſerate, pro Petit- Spaltzeile 1 Sgr., 
werden bis Mittags 12 Uhr angenommen. 
ee Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 
In Berlin: Retemever'sCentr.⸗Ztas.⸗ u. Ann one.⸗Bmeau. 
In Leipzig: Illgen & Fort. H. Engler's Annonc.⸗Büreau. 
In Breslau: Louis Stangen's Annoncen⸗Büreau. 
In Hamburg-Altona, Frankf. a. M. Haaſenſtein & Vogler. 


pro Quartal 1 Thlr. — Hieſige auch pro Monat 10 Sgr. 


Telegraphiſche Depefchen. 
Frankfurt a. M., Dienſtag 12. Jan. 
Die „Süddeutſche Zeitung“ veröffentlicht die Ueber⸗ 
ſetzung einer Depeſche, die Drouyn de Lhuys 
unter dem 8. Januar an eine deutſche Regierung ge⸗ 
richtet. Folgendes iſt der weſentliche Inhalt. Dem 
Kaiſer Napoleon ſei die Einladung der engliſchen 
Regierung vom 31. Dezember zu einer Konferenz 
über die ſchleswig⸗holſteinſche Angelegenheit zuge⸗ 
gangen. Die kaiſerliche Regierung müſſe jedoch im 
Hinblick auf das Scheitern eines allgemeinen Kon⸗ 
greſſes den Vorſchlag dieſer ſpeciellen in Paris ab⸗ 
zuhaltenden Konferenz ablehnen. Indeſſen fei fie 
nicht unbedingt gegen eine derartige Souferenz. „Die 
londoner Konferenz von 1852“, fährt die Depeſche 
wörtlich fort, „hat nur ein ohnmächtiges Machwerk 
zu Stande gebracht; ihre Beſchlüſſe werden heute 
von der Mehrzahl der deutſchen Staaten zweiten 
Ranges beſtritten, ſogar von einigen, welche ſelbſt 
zugeſtimmt hatten. Wenn man heute wieder zuſam⸗ 
menträte, würde es weſentlich ſein, ſich auf Bedin⸗ 
gungen zu ſtellen, welche geeignet, Hoffnung auf ein 
befriedigenderes Reſultat zu geben. An erſter Stelle 
würde es wichtig ſein, die Konferenz nicht dadurch 
mit dem Bundestage in Konflict zu ſetzen, daß man 
etwa die Bevollmächtigten einlüde, über Fragen zu 
berathſchlagen, welche ſchon thatſächlich entſchieden 
fein dürften. Die kaiſerliche Regierung hat ſich bereits 
an die Mächte gewandt um zu erfahren, ob ſie geneigt, 
den aktuellen status quo in Holſtein und Schleswig, 
felöftverftanden mit Vorbehalt der ſchwebenden Fragen, 
zum Ausgangspunkt zu nehmen.“ Drouyn de Lhuys 
hält die Theilnahme Deutſchlands an den Verhand- 
lungen für ſehr nützlich, bedauert, daß die Verein⸗ 
barungen von 1852 zur Herſtellung einer neuen Erb⸗ 
folgeordnung in Dänemark ohne den Bund vorgenommen 
ſeien, bezweifelt, daß der Bund auf dieſelben ein⸗ 
gehen werde, drückt die Anſicht aus, ein ſolcher 
nachträglicher Beitritt ſei eher in einem allgemeinen 
oder engeren Kongreſſe zu erreichen geweſen, und 
ſchließt: „Da aber der Bundestag bei mehreren frü⸗ 
heren Gelegenheiten alle Zumuthungen abgelehnt hat, 
welche dahin zielten, daß die Unterzeichner des 
Londoner Traktates die Differenzen des Bundes 
mit Dänemark in die Hand nehmen ſollten, ſo muß 
der Kaiſer, ehe er ſeinerſeits den Vorſchlag des engli⸗ 
ſchen Kabinetts annimmt, ſich zuvor darüber klar ſein, 
ob die Anſchanungsweiſe der deutſchen Staaten in 
dieſer Hinſicht ſich geändert hat.“ Die Depeſche 
ſchließt mit dem Erſuchen an die ... Regierung, ihre 
Anſicht über den engliſchen Vorſchlag mitzutheilen. 
Hannover, Dienſtag 12. Jan. 
Der Miniſter Hammerſtein eröffnete der zur Ueber⸗ 
reichung einer Adreſſe der am 10. Januar c. ſtattge⸗ 
habten Landesverſammlung empfangenen Deputation, 
es fei bekannt, wie ſehr der König ſich für die Her⸗ 
zogthümer Schleswig⸗Holſtein intereſſire. Der König 
wolle aber der Entſcheidung des Bundes durch irgend 
welche Erklärungen nicht vorgreifen. Poſitive Er⸗ 
klärungen über die Abſichten des Königs und der 
Regierung verweigerte der Miniſter und bemerkte, es 
ſei kein Anlaß vorhanden, die Antwort des Königs 
ungünſtig aufzufaſſen. 
Brüſſel, 12. Januar. 
In Brügge ſind die von der Regierung aufgeſtell⸗ 
ten Canvidaten von drei Clericalen mit großer Ma⸗ 
lorität geſchlagen worden. Es herrſcht Aufregung. 
Der Rücktritt des Miniſteriums oder die Auflöſung 
der Kammern wird als unvermeidlich betrachtet. 


Altona, 12. Januar. 


Das Schloß Gottorp (bei Schleswig) muß von ſei⸗ 


nen jetzigen Bewohnern, unter denen mehrere Offi⸗ 
zierfamilien, binnen 24 Stunden geräumt werden, 


weil die ſchleswigiſche Regierung dahin gelegt werden 


ſoll. Es heißt, der König und die Königin wür⸗ 
den eventuell dort ihre Reſidenz nehmen. 

— Die „Flensburger Zeitung“ meldet gerüchts⸗ 
weiſe aus Flensburg von geſtern, daß die dortige 
Auguſtenburger Partei eine Huldigungs⸗Adreſſe an 
den Herzog Friedrich nach Kiel geſandt habe. 

Itzehoe, Dienſtag 12. Januar. 
Aus Schleswig wird uns vom 10. d. gemeldet: 
Der Amtmann Johannſen aus Huſum iſt aufgefor⸗ 
dert worden, das Miniſterium für Schleswig zu über⸗ 
nehmen, und bereits nach Kopenhagen gereiſt. 

Dresden, Dienſtag 12. Januar. 
Der aus Wien gebrachten Mittheilung des „Schwä⸗ 
biſchen Merkur“ gegenüber verſichert das „Dresdner 
Journal“, der König von Sachſen habe in Betreff 
der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage überhaupt nicht an 
den Kaiſer von Oeſterreich geſchrieben. 

London, 11. Januar. 

Hambro et Son werden hier fünfprozentige däniſche 
Anleihe auflegen; Betrag 1,200,000 Pfd. Sterl. 

London, Dienſtag 12. Januar. 
Nach offiziellen Berichten aus Bombay vom 29. 
v. Mts. haben die Engländer Mukla genommen und 


zerſtört; der Krieg mit den Gebirgsſtämmen an der 


afghaniſchen Grenze iſt damit beendigt. Peſchauer 
und die übrigen Grenzbezirke ſind ruhig. 


Hülfe für Schleswig⸗Holſtein! 


„Licht, mehr Licht“ rief der ſterbende Goethe, ge⸗ 
rade ſo rufen auch wir: Geld, mehr Geld für 
Schleswig- Holſtein! Schleswig ⸗Holſtein liegt 
auf dem Sterbebette, bis jetzt ſchaut es vergeblich 
aus nach dem Arzte, welcher die Geneſung bringen 
ſoll. Von Thackeray wird erzählt, er hätte eine 
Schachtel auf ſeinem Schreibtiſche ſtehen gehabt, mit 
Goldſtücken angefüllt, und auf dem Deckel der Schach⸗ 
tel waren die Worte geſchrieben: Von Zeit zu Zeit 
eine Pille zu nehmen. Auf Befragen eines Freun⸗ 
des, was das zu bedeuten habe, antwortete er: Hier 
im Haufe iſt Jemand krank und ich glaube, dieſes 
iſt die richtige Medicin, welche ihm helfen wird. Ja, 
das iſt die richtige Mediein für Schleswig ⸗Holſtein 
und die Mutter Germania mit ihren Töchtern iſt 
der Doktor, welcher das kranke Kind heilen kann, 
aber nicht pillenweiſe muß ihm die Mediein einge⸗ 
geben werden, ſondern das Kind, an lange Leiden 
gewöhnt, braucht ſtarke Doſen, um zu geneſen! 

Mancher ſchüttelt verzagt den Kopf und ſagt: 
Dem Kinde iſt nicht mehr zu helfen, es iſt ja ein 
Deutſches Kind, ihm wird im Jenſeits beſſer ſein, 
als bei uns. Andere bedächtige Leute meinen dage⸗ 
gen: Der Natur muß der freie Lauf gelaſſen wer⸗ 
den, iſt die Natur nicht ſtark genug, um ſich durch⸗ 
zuarbeiten, warum noch unnützige Medicin vergeuden? 
Wieder Andere wollen erſt die Kriſis abwarten, um 
zu ſehen, welchen Charakter die Krankheit dann an: 
nimmt. Böſe Geſinnte wünſchen ſogar, das Kind ſolle 
ſterben, denn die Krankheit, an der es leidet, ſei an⸗ 
ſteckend und könne möglicherweiſe die andern Deut⸗ 
ſchen Geſchwiſter vergiften. 

Und das Kind wird ſterben, wenn ihm nicht ſo⸗ 
fort geholfen wird. Deutſchland wird Trauer an⸗ 
legen, die ſchönſten Grabreden werden gehalten wer⸗ 


den, vielleicht wird auch Einer oder der Andere ſa⸗ 
gen: Ja, hätte ich gewußt, daß das Kind wirklich 
verſcheiden würde, das wäre eine andere Sache ge⸗ 
weſen, und — nach vierzehn Tagen wird das Kind 
vergeſſen ſein. Man wird ſich damit tröſten, daß 
Germania außer dieſer Tochter noch mit etlichen 
dreißig anderen geſegnet und daß ſomit kein Grund 
ſei, ein Ausſterben der Familie zu befürchten. 

Inzwiſchen ringt der Bräutigam der kranken 
Tochter verzweifelnd die Hände, vergebens ruft er 
die Mutter, vergebens die Geſchwiſter an. Er ver⸗ 
weiſt auf die herrlichen Eigenſchaften der dahinſchei⸗ 
denden Braut und wie im Chor fallen ſie Alle ein 
in übermäßiges Lob der Sterbenden. Er zählt ihre 
Verdienſte auf, wie fie ſich frei von andern Bewer- 
bern erhalten, wie es dem böſen Dänen nicht gelun- 
gen, ſie mit Güte oder Strenge ſeinen Wünſchen ge⸗ 
fügig zu machen, und ſie ſingen ein Jubellied ihrer 
Standhaftigkeit. Er bittet um Hülfe — da zucken 
ſie die Achſeln. „Ich habe genug Lärm im eignen 
Hauſe, um mir nicht in fremden Feuern die Finger 
zu verbrennen“ jagt Schweſter Boruſſia; Auſtria 
meint, was nützt's mir, wenn ſie am Leben bleibt; 
ſie iſt Boruſſia's Nachbarin und war immer mehr 
deren Freundin, als die meinige. Die kleinern Ge⸗ 
ſchwiſter möchten wohl, aber wie können ſie, wenn 
die älteren nicht wollen! „Wenn wir für ſie ein⸗ 
treten, ſo geſchieht es, weil wir an ihr eine Bundes⸗ 
genoſſin gegen die Uebergriffe Boruſſia's und Auſtria's 
erwarten.“ Das iſt ihre Rede. Und die Mutter 
Germania? Ja, ſie will helfen, aber ſie iſt alters⸗ 
ſchwach und kraftlos. Von ihren Kindern verſtoßen, 
liegt ſie ohnmächtig am Sterbebette ihrer einzigen 
Tochter, die ihr ſtets treu war — ihres Schmerzend- 
kindes! — 

Und die Moral von der Geſchichte: Wenn der 
Bund und die Deutſchen Großmächte Schleswig ⸗Hol⸗ 
ſtein nicht befreien wollen, ſo müſſen die Schleswig⸗ 
Holſteiner und der Hozog von Auguſtenburg es ſelbſt 
thun. Auf dieſen Fall follen fie frühzeitig vorbe⸗ 
reitet ſein, denn Armeen ſind nicht aus dem Boden 
zu ſtampfen. Zu Rüſtungen und Anwerbungen ge⸗ 
hört aber Geld, viel Geld und deshalb muß viel 
Geld von Deutſchland ſchon jetzt gegeben werden. 
Aus dieſem Grunde macht der Herzog von Auguſten⸗ 
burg die unverzinsliche Anleihe. 

Führen Deutſchlands Fürſten für den Herzog 
den Krieg — was wir ſehnlichſt erhoffen — ſo wird 
er das Geld nicht brauchen und die Schleswig-Hol⸗ 
ſteiner werden es zurückzahlen. Laſſen die Fürſten 
dagegen Schleswig⸗Hoſtein im Stich, fo ſoll es, 
mögen die Kriegswürfel fallen wie ſie wollen, nie 
heißen, daß auch das Deutſche Volk thatenlos zuge⸗ 
ſchaut hat, wie der Bruderſtamm geopfert wurde. 

Deshalb noch einmal: Geld, mehr Geld 
für Schleswig-Holſtein!! 


Landtag. 
Hans der Abgeordneten. 
24. Sitzung, Montag, den 11. Januar. 
(Schluß.) 
Es folgt die Beantwortung der Interpellation der 


b 


Abgg. Frhr. v. Hoverbeck und Schmiedecke wegen der 
bekannten Vorfälle in dem Dorfe Schönau an der preußiſch⸗ 


polniſchen Grenze. 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg; Ich kann 
die Interpellation nur dahin beantworten, daß die That⸗ 
ſachen, ſoweit fie die Interpellation bringt, im Weſent⸗ 
lichen richtig ſind. Bis auf einige kleine Abweichungen 
find auch mir dieſe Berichte zugegangen. Es ift zu bes 
dauern, daß dieſe Ueberſchreitungen ſtattfinden. Der 


Landrath hat ſich ſofort mit dem jenfeitigen Grenz- 
Kommiſſar in Verbindung geſetzt, und ebenſo ift auch 
auf diplomatiſchem Wege der ruſſiſchen Regierung nicht 
blos die Anzeige von dem Faktum gemacht, ſondern auch 
die erforderliche Genugthuung von ihr verlangt worden. 
Das Reſultat liegt noch nicht vor, die Regierung wird 
aber die Sache im Auge behalten und auf eine vollſtän⸗ 
dige Genugthuung, wie dies in allen ähnlichen Fällen 
der Fall geweſen iſt, beſtehen. 
Abg. v. Hoverbeck begründet ſeine Interpellation. 
Es handle ſich für ihn namentlich darum bei der von 
reußen zu fordernden Genugthuung nicht nur um eine 
ntſchuldigung der ruſſiſchen Behörden für die ſtattge⸗ 
habte Grenzüberſchreitung, ſondern beſonders darum, daß 
Preußen verlange, daß die Schuldigen von den ruſſiſchen 
Behörden beſtraft und der auf preußiſchem Grund und 
Boden verhaftete Inſurgent wieder ausgeliefert werde. 


Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Die 
Thatſachen, wie fie in der Interpellation angegeben, ſeien 
richtig, auf kleine Abweichungen könne es hierbei nicht 
ankommen. Die Regierung könne den Vorfall nur be- 
dauern. Der Kreis⸗Landrath habe ſich mit der jenſeiti⸗ 
gen Bezirksvehörde bereits in Verbindung geſetzt und auf 
diplomatiſchem Wege ſei Genugthuung eingefordert wor⸗ 
den. Die Regierung werde die Sache im Auge behalten 
und hier, wie in allen übrigen Fällen, für eine vollitän- 
dige Genugthuung Sorge tragen. 

Der Kriegsminiſter von Roon iſt in das Haus 
getreten. 

Es folgt der zweite Gegenſtand der Tagesordnung, 
die Beantwortung der Interpellation des Abg. Dr. Virchow. 
Dleſelbe lautet: „Seit dem 1. Januar d. J. iſt die 
neue Verfaſſung für Dänemark⸗Schleswig, welche die 
Inkorporation Schleswigs feſtſtellt, und damit die weſent⸗ 
lichſte Vorbedingung für die Unterzeichnung des Londoner 
Vertrages vom 8. Mai 1852 durch Preußen aufhebt, in 
Kraft getreten. Es wird daher an das Königl. Staats- 
Miniſterium die Frage gerichtet: 1) iſt Preußen nunmehr 
von dem Londoner Vertrage zurückgetreten? oder ſteht 
dieſer Rücktritt in nächſter Zeit zu erwarten? 2) im Falle 
dieſe Frage verneint werden ſollte: hält die Königl. 
Staatsregierung die Auftechthaltung der däniſchen Ge- 
ſammtmonarchie noch jetzt für ein preußiſches Intereſſe!“ 

Miniſterpräſident v. Bismarck: Die Königliche 
Regierung iſt bereit, auf die geſtellte Interpellation zu 
antworten, ſobald das Haus der Abgeordneten über die 
Bewilligung oder Verſagung der unter dem 8. Dezbr. 
vorigen Jahres geforderten Anleihe beſchloſſen haben 
wird. (Heiterkeit.) 

Der Präſident glaubt, daß nach dieſer Erklärung 
des Herrn Miniſters die Interpellation nach dem $. 29 
der Geſchäftsordnung behandelt und die Aeußerung des 
Herrn Miniſterpräſidenten als eine ablehnende Antwort 
angeſehen werden müſſe, und zwar könne durch dieſe 
Antwort der Beſchluß des Hauſes in der Anleihe nicht 
nur beeinflußt werden, ſondern man wiſſe nicht, wie 
lange das Haus überhaupt noch zuſammenvleibe, und 
deshalb könne möglicherweiſe eine Beantwortung der 
Interpellation gar nicht eintreten. Er werde deshalb, 
wenn mindeſtens 50 Mitglieder des Hauſes ſich dafür 
entſcheiden, an die Beantwortung der Interpellation 
eine Debatte knüpfen. 

Abg. Immermann ſtellt den Antrag auf Eröffnung 
einer Diskuſſion. 

Miniſterpräſident v. Bismarck: Ich kann mich der 
Deduktion des Herrn Präſidenten nicht anſchließen. Ich 
habe mich bereit erklärt, die Interpellatton zu beant⸗ 
worten, und habe die Feſtſtellung des Tages in den 
Bereich der Beſchlüſſe des Hauſes geſtellt. Der Herr 
Präſident ſagt, die Beſchlüſſe über die Anleihe können 
bedingt werden durch die Beantwortung dieſer Inter⸗ 
pellation; es läßt ſich dies auch umkehren: die Beant- 
wortung dieſer Interpellation kann weſentlich influeneirt 
werden durch die Beſchlußnahme über die Anleihe; indeß 
will ich dem Beſchluſſe des Hauſes über deſſen Eintritt 
in die Diskuſſion in keiner Weiſe vorgreifen.! 

Freiherr v. Hoverbeck erklärt ſich ebenfalls für 
eine Debatte über die Interpellation. Die Aeußerung 
des Minifter-Präfiventen ſei wohl ein erträglich guter 
Witz, aber entſpreche nicht der Würde dieſes Hauſes. 

Bei der hierauf erfolgenden Abſtimmung über den 
Immermann'ſchen Antrag wird derſelbe mit großer 
Majorität angenommen und die Debatte über die Inter⸗ 
pellation eröſſnet. 

Der erſte Redner iſt der 

Abg. Dr. Virchow: Seine Interpellation ſei 
eine Art von Noth - und Hülferuf aus dem Bewußtſein, 
daß das Preußiſche Staatsſchiff mit unſicherer Hand 
geleitet würde. Er wünſcht zunächſt, daß die Entſchei⸗ 
dung über das Schickſal der Herzogthümer durch den 
Bund und die Stände der Herzogthümer getroffen werde. 
Es ſcheine außer allem Zweifel, daß der Miniſterpräſi⸗ 
dent die däniſche Geſammtmonarchie erhalten wolle, und 
es ſei für das Haus, für das Land nothwendig, endlich 
zu erfahren, was denn in dieſer Frage preußiſches und 
was deutſches Intereſſe, und wie weit der Miniſterpräſt⸗ 
dent berechtigt ſei, das erſtere von dem letzteren zu trennen. 
Das glaube er beſtimmt, daß die Staatsregierung bis 
zu dieſem Augenblick nicht mehr in Zweifel ſein könne, 
ob fie die daniihe Geſammtmonarchie erhalten wolle 
oder nicht. Es ſcheine ihm, als ob das Verfahren der 
Regierung das Tageslicht zu ſcheuen habe, ebenſo wie 
ein verbreitetes Gerücht ſich dahin ausſpreche, daß der 
Miniſterpräſident auf eine kleine Erweiterung des preu⸗ 
ßiſchen Territorialgebletes hinziele, ohne auf den großen 
Verluſt zu achten, der für das Territorium Deutſchlands 
daraus entſtehen dürfte. Die Lage der preußiſchen Volks- 
vertretung ſei eine ſehr traurige. Die aß de habe man 
dahin gedrängt, wünſchen zu müſſen, daß Preußen ſich 
aus dieſer Frage ganz zurückziehe und ihre Löſung Ande⸗ 
ren überlaſſe. Redner geht ſodann zu einem hiſtoriſchen 
Rückblick auf die Vergangenheit Preußens über. Preußens 
Herrſcher haben ſeit dem Großen Kurfürſten ein großes 
Gewicht auf die Erlangung der Halbinſel für Deutſchland 


gelegt, welche ſeit 1297 die deutſchen Küſten bedrohe, 
wenn nicht beherrſche. Die preußiſche Marine und deren 
Schutz erfordere dies gebieteriſch, denn fie ſei faſt ſchutz⸗ 
und heimathlos. Die heutige 1 des Minifter- 
präſidenten beweiſe wiederum, daß derſelbe die Politik 
nicht theile, die das ganze Volk wünſche und in der 
Interpellation nicht die eigentliche Abſicht erkenne, die 
einer Verweigerung der Anleihe möglichſt entgegen zu 
treten. Die beabſichtigte Occupation Schleswigs zur 
Ueberlieferung der Herzogthümer an Dänemark ſei ein 
Unglück, das die traurige Lage Deutſchlands ſchon im 
jetzigen Augenblick der Verwickelung vermehre, ein Unglück, 
welchem ſich das Herz des Minifterpräfidenten nicht ver⸗ 
ſchließen ſollte, denn ein Staatsmann ſollte trotzdem 
uiemals aufhören, Menſch zu ſein! (Beifall!) 


Abg. Tweſten: Wenn der Miniſterpräſident dem 
Haufe erklärt hätte, daß die diplomatiſchen Unterhand⸗ 
lungen und das Stadium, in dem ſich die ſchleswig⸗ 
holſteiniſche Frage jetzt befinde, eine Antwort nicht 
wünſchenswerth erſcheinen laſſe, fo ſei eine ſolche Aeuße⸗ 
rung gerechtfertigt, ein Verlangen aber, erſt die Anleihe 
zu bewilligen und dann eine Erklärung über die Politik 
zu fordern, ſei ein ungerechtfertigtes. Redner läßt ſodann 
zunächſt eine Beleuchtung der Schritte der deutſchen Groß⸗ 
mächſe am Bundestage onen, welche ihren Gegenſatz zu 
der nationalen Frage hinreichend dokumentiren. Für die 
letztere ſei das Haus mit Eifer, Wärme und Opferwillig- 
keit eingetreten und ſei dieſen Beſtrebungen nichts ent- 
gegen getreten, als die Behauptung des Minifterpräfi« 
denten, die Abgeordneten und die von ſeiner Anſicht 
diſſentirenden Mitglieder des Herrenhauſes verſtänden 
von der Sache nichts. Er wolle deshalb auf das Urtheil 
von Fachmännern verweiſen und erinnere zu dieſem Be⸗ 
hufe an die Denkſchrift des Herrn von Uſedom, die der- 
ſelbe an den verſtorbenen König im Februar 1851 ge» 
richtet und welche ſich entſchieden gegen das Londoner 
Protokoll gewendet habe. Er verweiſe ferner auf die 
Aeußerungen der Herren v. Bunſen, v. Bonin und 
v. Radowitz, welche ſämmtlich die Auffaſſung der ganzen 
deutſchen Nation theilen, wie ſie jetzt hervorgetreten und 
von dieſem Hauſe angenommen worden ſei. Redner 
geht ſodann zu der oft erörterten Succeſſionsfrage über 
und weiſt darauf hin, wie auch die meiſten deutſchen 
Regierungen für die Rechte des Herzogs von Auguften- 
burg eingetreten ſeien. Der Miniſterpräſident werde die 
Autorität der Herren v. Beuſt und v. d. Pfordten wohl 
anerkennen. Die Sache ſei fo klar, daß fie Jedem ver» 
ſtändlich ſein müſſe. Preußen hätte nicht den Beruf, 
einen deutfchen Thron zu flürzen, ſondern ihn zu erhal⸗ 
ten, einen deutſchen Volksſtamm von der Fremdherrſchaft 
zu befreien, nicht aber ihn unter dieſelbe zu bringen. 
Die Politik des jetzigen Miniſteriums ſei keine nationale, 
ſondern eine Politik innerer Tendenzen und Parteien, 
welche ſich von der nationalen Sache losgeſagt habe, weil 
ſie eben liberal iſt und weil ſie nicht nur vom deutſchen 
Volke, ſondern auch von der Mehrzahl der deutſchen 
Regierungen geführt werde. Unſerer Regierung treffe der 
ſchwere Vorwurf, daß ſie ſich den Anſchein geben, mit 
einem nationalen Aufſchwung des Volkes nicht regieren 
zu können. Das Haus habe in der Adreſſe erklärt, alle 
inneren Fragen vor der großen nationalen Sache zurück. 
treten laſſen zu wollen; die Regierung habe ſich von 
dieſer Politik losgeſagt, nun müſſe ſich das Haus auch 
von der Politik dieſer Regierung losſagen und jedes 
Mittel in die Wagſchale werfen, welches noch übrig ſei. 
Das Haus könne eine Politik nicht ſtützen, welche gegen 
Deutſchlands Intereſſen gerichtet iſt. Was werden werde, 
vermöge man jetzt noch nicht zu erkennen. Wir erblicken 
in der weiteren Entwickelung der jetzt angebahnten Ver 
hältniſſe nur ein Chaos, das ſich jeder Berechnung ent⸗ 
ziehe und feinen gefährlichen und verderblichen Zuſtand 
herbeiführen muß. Gegen ſolche Eventualitäten müſſe 
man proteſtiren und Alles ablehnen, was der Regierung 
Gelegenheit bietet, eine ſolche Politik ausführen zu können. 

Die Beſprechung der Interpellation iſt geſchloſſen. 

Das Haus tritt in die General-Discuffion über 
den Militär-Etat ein. (Berichterſtatter: Freiherr von 
Vaerſt.) Es ſind 9 Redner für, 9 Redner gegen den 
Commiſſions⸗Antrag eingeſchrieben. 

(Mehrere Regierungs - Sommiffare, auch die Mini- 
ſter Bodelſchwingh, v. Mühler und v. Selchow find ein- 
getreten.) 

Referent ſchließt ſich in ſeiner Einleitung dem 
von uns bereits mitgetheilten Berichte an; er motivirt, 
warum die Koſten der Reorganiſation bisher noch nicht 
bewilligt worden ſind. Er mag ſich nicht wiederholen, 
denn es jet ſchwer, der Angelegenheit neue Geſichtspunkte 
abzugewinnen. Ein Militär⸗Geſetz ſei als unabläſſig 
nothwendig anerkannt, denn das Geſetz von 1814 ſei in 
den weſentlichſten Punkten alterirt. So lange das Geſetz 
nicht vereinbart, könne man nicht anders, als dieReorganiſa⸗ 
tionskoſten abzuſetzen. . 

Graf Schwerin, gegen die Commiſſion, präcifirt 
ſeinen Standpunkt, der ihn bei der Abſtimmung leiten 
würde. Die Reorganiſation ſei eine gute Maßregel, und 
financiell durchaus nicht unausführbar. (Feldmarſchall 
v. Wrangel erſcheint in der Hofloge.) Die Vorausſetzun⸗ 
gen des Herrn von Patow hätten ſich überall bewährt 
und 1865 werde ſich das Verhältniß noch günſtiger ger 
ſtalten. Den Standpunkt den die Majorität des Hau⸗ 
ſes einnehme, ſei gleichwohl nicht ohne innere Berechti⸗ 
gung. Die Regierung hätte allerdings mehr auf die 
Forderungen des Haufes, z. B. die Abkürzung der Prä⸗ 
ſenzzeit, die Vorlage eines Organiſations- und Reexuti⸗ 
rungsgeſetzes, eingehen können, um den ſchweren Con- 
fliet, der am Marke des Landes zehrt, auszugleichen. 
Auch heute könne noch eine Verſtändigung ſtattfinden. 
Die Abſtimmungen werden heute nur eine prineipielle 
Bedeutung haben, und da könne er nur für die Reorga« 
niſation ſtimmen. Bei der jetzigen Kriegsgefahr können 
wir nicht anders. f 

Jung (für die Commiſſionsanträge): Es ſei nicht 
unſere Sache, die Nützlichkeit der Reorganiſation zu 
prüfen, ſondern hier handele es ſich darum, das Rechts. 


verhältniß in Preußen wieder herzuſtellen. Die Regie⸗ 
rung lege wohl Geſetze vor, dieſe trügen aber Ku 
Stempel der Verworfenheit an der Stirn u. ſ. w. 

v. d. Heydt blieb vollſtändig unverſtandlich auf 
der Tribüne, wird auch in ſeinen Ausführungen von 
Herrn Tweſten widerlegt, welcher ihm nachweiſt, daß er 
ganz anders ſpreche, als zu der Zeit, wo er Miniſter war, 
denn damals habe er ja auch erklärt, er könne nicht ohne 
Budget regieren. Jetzt könne man nur verwerfen, ſchlim⸗ 
mer könne es doch nicht werden. 

Der Kriegs - Minifter von Roon: Ich will die 
Discuffion nicht erſchweren; ſch bin durch meine Stel- 
lung gezwungen, den Standpunkt der Regierung zu 
wahren, und dieſer Standpunkt ift durch die heutigen Aus⸗ 
führungen nicht erſchüttert. Gegen die Vorwürfe des 
Herrn Jung will ich nicht ankämpfen. Licht und Schat⸗ 
ten ſind hier nicht gleich vertheilt. Ich will auch nicht 
die Summe feſt halten, ſondern das Princip. Ich weiß, 
daß alle Beſchlüſſe der Majorität vorher feſtgeſtellt ſind; 
jede Bemühung gegen ſolche Beſchlüſſe iſt alle eitel. Ich 
will nur objectiv ſprechen, mit Pathos würde ich doch 
keinen Eindruck machen, höͤchſtens einen herausfordern⸗ 
den und das will ich nicht. Die Angelegenheit iſt zu 
ernſt, als daß ich ſcherzen wollte im Vortrage. Die 
Selbſterhaltung iſt oberſtes Naturgeſetz für das Indivi⸗ 
duum, iſt eine ſiitliche Pflicht für den Staat. Die Aus⸗ 
führung von Beſchlüſſen, welche dieſer Pflicht zuwider⸗ 
laufen, iſt unausführbar. Sie fordern Aufhebungen der 
Beſchlüſſe, wo die Segnungen der Reorganiſation zum 
erſtenmale im Großen an den Tag treten (Heiterkeit), 
wo dem Vaterlande Gefahren drohen, wo bedeutende 
Streitkräfte entwickelt werden. Machte die Regierung 
die Reorganiſation rückgängig, fo würde fie ſich des 
ſchwerſten Vergehens gegen das Land ſchuldig machen. 
Sie ſtellten die Regierung vor die Alternative: entwe⸗ 
der kein Budget oder Ruin der Armee. Sie treiben 
Tendenzpolitik, Sie wollen das Miniſterium ſtürzen und 
faſſen Beſchlüſſe gegen die Sicherheit des Landes. Sie 
wollen das Miniſterium in einer äußeren Politik zwin- 
gen — damit verletzen Sie die Verfaſſung, denn Sie 
wollen dem Könige andere, als feine jetzigen Räthe auf 
nöthigen. — Diesmal ſoll das Miltiairbudget noch 
vor Beſchluß über das Milttairgefeg verſtummelt werden 
und damit ſetzen Sie alle Rückſichten außer Augen. Da⸗ 
gegegen lege ich Proteſt ein, ſtöre Sie aver nicht in Ih⸗ 
rem Vorhaben und werde auf eine Bekämpfung Ihrer 
Anträge verzichten. Setzen Sie Ihr hohes, gefährliches 
Spiel fort, wenn Sie es wollen. 

Ein Antrag auf Schluß der Discuſſion wird geſtellt 
und unterſtützt, die Abſtimmung iſt zweifelhaft, die Dis⸗ 
cuſſion wird fortgeſetzt. 

v. Vincke⸗Olbendorf: (Die Bänke leeren ſich.) 
Er ſei mit der Reorganiſation einverſtanden, namentlich 
jetzt, wo das Vaterland in Gefahr iſt und da werde 
er jedem Miniſterium die Mittel dazu gewähren. 

Reichenſperger nimmt das Recht der Landesver⸗ 
tretung, Ausgaben zu bewilligen, aus principiellen und 
practiſchen Gründen in Anſpruch. 

Graf Eulenburg. Wenn auch der Laudesvertre⸗ 
tung das Recht zuſteht, jede Etatepoſition abzulehnen 
oder zu bewilligen, ſo käme doch auch in Betracht, ob 
res integra vorhanden iſt oder nicht. Zu ſolchen Po⸗ 
ſitionen, wo nicht mehr res integra vorhanden iſt, ge⸗ 
hört auch die Militair⸗Reorganiſation. Die Bewilligenden 
hätten ſicher nicht daran gedacht, etwas Vorübergehendes 
zu bewilligen. Eine Auflöſung der Reorganiſation 
würde eine Auflöjung der Armee, eine gänzliche Wehr⸗ 
loſigkeit herbeiführen; Kriegsgefahren ſeien aber vorhanden 
und da dürfe man die Reorganiſation nicht bekämpfen; 
das ſei moraliſch unmöglich, werde auch nicht zum Wohle 
des Vaterlandes gereichen. Dadurch werde auch nicht 
die geſetzliche Regelung präjudieirt. 

Stavenhagen: Allerdings habe das Haus ganz 
Anderes bewilligen wollen, wie der Vorredner meint. 
Ich habe nicht gedacht, daß ſo etwas möglich wäre und 
der Berichterſtatter ſagte damals: „Meine Herren, wenu 
Sie ſo etwas für möglich halten, ſo erklären Sie, daß 
die Männer Ihnen gegenüber nicht ehrliche Männer 
ſind.“ — Wenn man von Verſtändigung ſpricht, ſo muß 
man auch an Nachgiebigkeit denken. (Hört!) Redner 
iſt nicht verſtändlich auf der Tribüne und im Hauſe und 
der Ruf „Lauter!“ nützt auch nicht viel.) Wenn man 
verlangt, Geld ohne Bedingungen zu bewilligen, ſo iſt 
das etwas Unerhörtes. Alſo man ſoll Geld geben, wenn 
man überzeugt iſt, daß Preußen mit dieſer Politik in's 
Verderben geſtürzt wird? Der Kriegsminiſter hat uns 
an Manches gewöhnt, aber ſo etwas iſt noch nicht vor⸗ 
gekommen. Auch Herrn v. d. Heydt ſieht man mit dem 
Kriegsminiſter Hand in Hand gehen; eigentlich müßten 
ſie doch „feindliche Brüder“ ſein. — Ich bin begierig zu 
erfahren, wo denn die Segnungen und Vortheile der 
Reorganiſation ſind. 

Mitſchke-Collande: Im Felde würde die Land- 
wehr ganz gut fein, zu Demonitrationen ſei fie aber 
nicht gut (Heiterkeit), Demonftrationen ſeien aber noth⸗ 
wendig. Er werde als guter Patriot für das Ordi⸗ 
narium ſtimmen. 

Schulze (Berlin): Wir berathen bier den Friedens 
etat der Armee; wie wir uns im Angeſicht eines großen 
Krieges zu verhalten haben, das iſt eine andere Sache, 
wir berathen nur dauernde Zuſtände; die bisherigen 
Demonſtrationen haben das Anſehen unſeres Vater⸗ 
landes nicht geſtärkt und ſolchen Demonſtrationen ſind 
wir nicht zugeneigt. Jedes Mitglied des Hauſes hat 
ſeine beſtimmte Anſicht über die Frage und es bedarf 
der Fractionsbeſchlüſſe nicht. Die Reorganiſation hat 
uns noch nicht weiter gebracht, weder nach innen noch 
nach außen. Die Anſichten des Kriegsminiſters führen 
ſehr häufig zur Willkühr. Große Regierungen haben 
ſich allerdings in ſehr ſchwierigen Fragen über das 
Geſetz für einen Augenblick geſetzt, es ift aber das aller- 
verderblichſte, die Geſetzloſigkeit mit der Wohlfahrt des 
Staates motiviren zu wollen. Mit gutem Glauben kann 
man dem Hauſe keinen Vorwurf machen, wenn man 


die früheren Verhandlungen geleſen hat. Die höchſten 
Güter des Volkes wollen wir auf den Altar des Bater- 
landes ulederlegen; wird uns aber von heheim Spiele 
geſprochen, ſo bemerke ich, daß auch von der andern 

eite hohes Spiel getrieben wird. — Unſer Steuer 
bewilligungsrecht ift beſchränkt, es tritt nur bei neuen 
Steuern ein und dieſeu Reſt wollen wir bewahren. Dit 
ſchon iſt es vorgekommen, daß man für etwas ſpreche 
und dagegen ſtimme. Herr Reichenſpergrr hat beute 
erklärt, dagegen ſprechen und dafür ſtimmen zu müſſen. 
Das ſei unbegreiflich. Zum Schluſſe habe ich einen Pro⸗ 
ieſt im Sinne meiner volitiſchen Freunde einlegen zu 
müſſen gegen alles Geſchenktſein einer Verſaſſung aus 
Gnade, gegen alle dieſe Eröffnung der freiheitlichen Ent 
wickelung in unſerm Staatsleben aus Gnade und immer 
wieder aus Gnade. Nein, wenn irgend ein Vokk ſich 
ein Anrecht zu dieſen Dingen erworben hat und heilige 
Zuſagen von Seiten ſeines Fürſten ihm gegeben ſind in 
der höchſten Notb, erkämpft mit ſeinem Blute, fo iſt es 
das preußiſche Volk (lebhaftes Bravo) und in ſeinem 
Namen glaube ich mich berufen, gegen ſolche Loſungen 
von oben herunter auf's ernſtlichſte zu proteftiren (leb⸗ 
hafter Beifall) und aus ſolchem Proteſte wird das Land 
entſchiiden, ob es ans einem Jerthume die Majorität 
hergeſchſckt hat. — Ein Antrag auf Schluß der Discuſſion 
wird geſtellt, unterſtützt und angenommen. 

v. d. Heydt (zu einer perſönlichen Bemerkung): Er 
habe nicht thatſächliche Unrichtigkeiten begangen, wie ibm 
dies Herr Tweſten vorgeworfen. Er habe keineswegs 
einen Fortſchritt im Rückſchritt gemacht, im Gegentheil 
habe Herr Tweſten einen Rückſchritt im Fortſchritt ge 
macht. Die Gründe ſeines Austrittes aus dem Miniite- 
rium ſeien perſönliche, ſeine Anſicht u. ſ. w. 

Graf v. Schwerin: Herr Tweſten habe ihn miß⸗ 
verſtanden. Wir ſtimmen für die Reorganiſation, weil 
ſie ein gutes Werk iſt, und wir laſſen uns durch das 
Verfahren der jetzigen Regierung nicht beirren. Der 
Erblaſſer hat nie eine Verantwortlichkeit für den Ge⸗ 
brauch, den der Erbe von der Erbſchaft macht. 

Re icheuſperger (ebenfalls zu einer perſönlichen 
Bemerkung): Er habe ſteis geſtimmt und geſprochen 
wie heute. 

Der Referent berichtigt die Anſchauungen der 
Gegner der Commiſſion. Es habe ſich niemals um eine 
Bewilligung im Ordinarium gehandelt. Wäre im Jahre 
1860 das Reorganiſationsgeſetz zuerſt vereinbart worden, 
fo wäre der heutige Gonflift gar nicht entſtanden. 

Die General⸗Discuſſion iſt geſchloſſen. 

Der Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Ich bitte 
um Entſchuldigung, wenn ich noch in ſo ſpäter Stunde 
wenige Worte zu ſprechen genöthigt bin. Meine Hoff. 
nung, die ich heute Morgen ausſprach, Ihnen noch 2 
Eiſenbahn⸗Geſetze vorlegen zu können, iſt ſchneller in 
Erfüllung gegangen, als ich es vermuthete. Ich beehre 
mich Ihnen dieſe beiden Geſetz⸗Entwürfe vorzulegen. 
Das eine Geſetz betrifft eine Eiſenbahn von Trier durch 
die Eifel nach Call. Die Rheiniſche Eiſenbahn-Geſell- 
ſchaft will dieſe Bahn bauen mit einer Zinsgarantie von 
4 pCt. bei 11 Mill. Thlr. Das andere Geſetz nimmt 
noch geringere Mittel in Anſpruch. Es iſt nämlich ge- 
lungen, Privatgeſellſchaften zu finden, welche einerſeits 
eine Bahn von Inſterburg nach Tilſit bauen und bereits 
in Angriff genommen haben und eine zweite, welche die 
ſehr wichtige Bahn von Pillau nach Königsberg und 
von da nach Lyck mit der Verpflichiung, ſie event. bis 
an die preußiſche Grenze fortzuführen, bauen will. Für 
beide Geſellſchaften wird eine Beihülfe erbeten und zwar 

für die Bahn von Inſterburg nach Tilſit, 8 Meilen lang, 
145,000 Thlr., alſo ungefähr 20,000 Thlr. pro Meile 
à fonds perdu, Für die andere (20 Meilen lang) eine 
ſolche von 12,000 Thlen. pro Meile à fonds perdu, 
Dieſe letztere Bahn erſchließt einen greßen Theil der 
Provinz Preußen und hat eine große Zukunft. Von 
der Grenze bis Grodno iſt nicht weit, von da geht die 
Eiſenbahn bis nach Warſchau. Von Grodno iſt aber 
anch nicht weit bis Minsk und iſt da erſt eine Eiſen⸗ 
bahn, ſo ſind Sie an den Zuflüſſen des Dniepr. Die 
Folgen davon werden Sie ſelbſt ermeſſen. 

Die Entwürfe gehen an die vereinigten Commiſſio⸗ 
nen für Handel und für Finanzen und Zölle. 

Die nächſte Sitzung findet morgen um 10 Uhr ſtatt. 
Tagesordnung: Specialdebatte über den Militait-Etat; 
Entwürfe über das Contracten- und Hypothekenweſen, 
Einführung der Concurs-Ordnung im Bereich des 
Juſtiz⸗Sengts zu Ehrenbreitſtein, Aufhebung der lex 
anastasiana in dem Bezirk des gemeinen Rechts. Schluß 
der heutigen Sitzung 3% Uhr. 


— [Abgeordneten haus.] In der heutigen 
Sitzung erneuerte der Abg. v. Roenne ſeinen Antrag 
auf Aufhebung der Gartellconvention mit Rußland. In 
der Debatte über den Militäretat nahm das Haus mit 
. Majorität den Kommiſſionsantrag an, daß alle 

eamten des Kriegsminiſteriums auf die Verfaſſung 
vereidigt werden ſollen. Bei der Diskuſſion des Kom⸗ 
miſſionsantrags auf Erhöbnng des Soldes für Gemeine 
und Unteroffiziere meinte Virchow: vielleicht werde es 
nicht dieſes Miniſterium ſein, das den Etat für 1865 
vorzulegen habe. Der Kriegsminiſter v. Roon repli⸗ 
eirte hierauf: man könne den Spieß auch umkehren. 


Berlin, 12. Januar. 

— Die heutige Abendausgabe der „Nationalzei⸗ 
tung“ theilt mit: Frankreich habe an die mittleren 
und kleineren deutſchen Staaten eine Cireulardepeſche 
gerichtet, in welcher es feine Stellung zu den engli⸗ 
ſchen Conferenzvorſchlägen erklärt. In dieſer Depeſche 
heißt es: Die Londoner Conferenz habe nichts als 
ein ohnmächtiges, durch Thatſachen bereits verurtheil- 
tes Werk zu Stande gebracht, eine zweite Conferenz 
müſſe ſich auf die Grundlage geeigneter Bedingungen 
ſtellen, welche die thatſächlichen Verhältniſſe in Hol« 


ſtein und Schleswig zum Ausgangspunkte nehmen; 
ſie dürfe ſich beſonders nicht in 1 mit 
dem deutſchen Bunde ſetzen, indem ſie Fragen berathe, 
welche vielleicht ſchon ihre Entſcheidung durch That⸗ 
ſachen geſunden hätten; auch Frankreich werde die 
Vertretung des Bundes bei der Conferenz wünſchen, 
müſſe aber zunächſt wiſſen, ob der Bundestag, der 
bisher eine Einmiſchung der Mächte, welche das Lon⸗ 
doner Protokoll unterzeichnet, in ſeinem Streit mit 
Dänemark wiederholt abgelehnt, dieſe Anſicht über⸗ 
haupt geändert habe. 

— Nach genaueren Nachrichten, die wir von Kor 
penhagen über den plötzlichen Tod des Generalkon⸗ 
ſuls Quehl erhielten, fühlte ſich derſelbe faſt bis 
zu ſeinem letzten Augenblicke vollkommen geſund, ein 
kleines rheumatiſches Uebel abgerechnet, das aber 
ſchon am 1. Jan. durch einige Schröpfköpfe völlig 
beſeitigt worden war. Am 3. Januar ſtand er hei⸗ 
ter auf, ging feinen Geſchäften nach, ſpeiſte wie ge⸗ 
wöhnlich um 4 Uhr im Kreiſe ſeiner Familie zu 
Mittag. Kurz nach Tiſche empfand er ein plötzliches 
Uebelfinden, und kaum daß er den Seinen davon 
Mittheilung gemacht, brach er auch ſchon todt zu⸗ 
ſammen. Ein unerwarteter Tod machte einem über⸗ 
aus thätigen Leben ein Ende. Quehl hatte ſich wäh- 
rend der ganzen Zeit, wo er das Generalkonſulat in 
Kopenhagen bekleidete, der deutſchen Handels- und 
Rhederei-Intereſſen im däniſchen Reiche ſehr lebhaft 
angenommen, und wie er ſich darin eingelebt hatte, 
zeigte ſein im vorigen Jahre erſchienenes treffliches 
Buch über das Konſularweſen; den deutſchen Intereſſen 
der Herzogthümer war er von Herzen ergeben, und 
ſeine genaue Kenntniß der däniſchen Verhältniſſe und 
Parteien iſt, wenn wir nicht irren, in dem auswär⸗ 
tigen Miniſterium Preußens oft von großem Nutzen 
geweſen. (Sp. Z.) 

Frankfurt a. M., d. 9. Jan. Ueber die letzten 
hierher gelangten Berichte der Civilcommiſſaire und 
des Oberbefehlshabers des Bundes in Holſtein ſind 
mir aus beſonderen Quellen einige Nachrichten zuge 
gangen. Erſtere erkennen an, daß die Anweſenheit 
des Herzogs Friedrich im Lande ihnen bisher keine 
Verlegenheiten bereitet habe. Letzerer fragt an, wie 
er ſich bei der thatſächlichen Weigerung der Dänen, 
das jenſeits der Eider belegene holſteiniſche Gebiet zu 
räumen, verhalten ſolle, und giebt zu verſtehen, zur 
Anwendung von Gewalt ſeien die ihm zur Verfügung 
ſtehenden Truppen zu ſchwach. Von militairiſcher 
Wichtigkeit ſei das Kronwerk ſammt den ſechs Dör— 
fern nicht, wahl aber von commerzieller für den rends⸗ 
burger Verkehr. Es ergiebt ſich daraus, das auch 
für die Verzögerung dieſes, ganz innerhalb der bis⸗ 
herigen Beſchlüſſe liegenden Vorgehens der Bundes- 
tags⸗Ausſchuß, d. h. Preußen und Oeſterreich, ver- 
antwortlich zu machen find. Die Entſcheidung der 
Erbfolgefrage wird am Bundestage ſelbſt für ſchlecht⸗ 
hin unabſehbar gehalten. Als Herr v. Sydow vor⸗ 
geſtern meinte, man könne die Unverſchämtheiten der 
letzten engliſchen Note ja zurückgeben, indem man ihr 
die darauf zu bemeſſenden Ausſchußberichte in Bei— 
lagen zuſende, entgegnete Herr v. der Pfordten nicht 
ohne Bitterkeit: ja, wenn man überhaupt einen Aus⸗ 
ſchußbericht zu Stande kommen laſſe. 

— Aus Frankfurt, vom 7. d. ſchreibt das 
„Frankf. Journ.“: Wie wir von gewöhnlich gut ums 
terrichteter Seite vernehmen, iſt in der heutigen 
Bundestagsſitzung von den beiden deutſchen Groß— 
mächten weder das Einſchreiten des Bundes gegen 
den Centralausſchuß des Abgeordnetentages beantragt, 
noch ſind von denſelben Erklärungen bezüglich der 
„über ganz Deutſchland verbreiteten revolutionairen 
Bewegung“ abgegeben, noch endlich von Preußen 
allein irgend eine Aeußerung gegen die „agitatoriſchen 
Beſtrebungen“ der deutſchen Mittel- und Kleinſtaaten 
gethan worden; alle dieſe reactionairen Schritte hatte 
bekanntlich die feudale Preſſe für die heutige Bundes⸗ 
tagsſitzung in Ausſicht geſtellt. Aus dieſer Sitzung 
iſt nur als bemerkenswerth zu regiſtriren, daß die 
zweite engliſche Note vom 31. Dec., welche Special- 
Conferenzen zur Regelung der ſchleswig'holſteiniſchen 
Sache vorſchlägt, mitgetheilt worden iſt. Uebrigens 
verlautet, daß auch eine ruſſiſche Note mit gleichem 
Inhalt bei dem Präſidialgeſandten eingetroffen ſei. 

— Gegen Abend iſt uns die wichtige Nachricht 
zugegangen, daß in Folge eines in Paris eingetrete- 
nen, bis jetzt nicht aufgeklärten Umſchwungs die Con⸗ 
ferenz wegen der däniſch-deutſchen Frage wieder Chan- 
cen gewonnen habe und zwar die Londoner Conferenz, 
wie ſie England vorgeſchlagen hatte. Näheres zur 
Aufklärung wird wohl bekannt werden. Ich theile 
für heute die Nachricht ohne jeden Commentar mit. 

London, 9. Jan. Ihre Königl. Hoheit die 
Prinzeſſin von Wales iſt, wie bereits telegraphiſch 
gemeldet, geſtern Abend vor 9 Uhr in Frogmore 


Lodge von einem Knaben glücklich entbunden worden. 
Mutter und Kind erfreuen ſich eines völlig befriedigen⸗ 
den Befindens. Die Nachricht kam durchaus uner⸗ 
wartet, da man wußte, daß die Prinzeſſin geſtern 
Nachmittag noch mit ihrem Gemahl und in größerer 
Geſellſchaft eine Eispartie auf Virginia - Water mit⸗ 
gemacht, und während die Herren ſo wie mehrere 
Damen ſich mit Schlittſchuhlaufen ergötzten, ſelbſt in 
einem Schlitten fahrend an den Vergnügungen theil⸗ 
genommen hatte; erſt um 4 Uhr war ſie nach Hauſe 
zurückgekehrt. 2 


Lokales und Provinzielles. 


Danzig, den 13. Januar. 

[Stadtverordneten-Sitzung am 12. Januar.] 

Verſitzender: Hr. Th. Biſchoff; Magiſtrats Com⸗ 
miſſarien: Hr. Bürgermeiſter Dr. Lintz, Hr. Stadtrath 
Ladewig und Hr. Stadtbaurath Licht. Das Protokoll 
der vorigen Sitzung wird verleſen und angenommen. 
Zu Mitredactoren des neuen werden die H. v. Rottenbu rg, 
Schirrmacher und Schottler ernannt. Die Tages⸗ 
ordnung beginnt mit der Einführung des neu gewählten 
Protokollführers der Verſammlung Hru. Lohauß in 
fein Amt. Nachdem dieſe ftattgefunden, theilt der Herr 
Vorſitzende mit, daß der Betriebsbericht der Gasanſtalt 
für den vorigen Monat eingegangen ſei und im Büreau 
ausgelegt werden ſolle. Eine gleiche Mittheilung wird 
in Betreff des Reviſtonsberichts des ſtädtiſchen Leihamts 
für den vorigen Monat gemacht. Die Verſammlung 
giebt hierauf ihre Einwilligung zur Erſtattung von 
Stromgeld und Brennmaterialienſteuer, wie zur Nieder 
ſchlagung kleiner Summen von Gefinde» und Hunder 
ſteuer. Im weiteren Verlauf der Sitzung bewilligt fie 
1 Thlr. 29 Sgr. 4 Pf. für Reparatur der Pallifaden- 
wand am Petershagener Thor, 20 Thlr. zu einem eiſernen 
Ofen in der Gewerbeſchule, 40 Thlr. 20 Sgr. zu Schul⸗ 
Utenſilien für die altſtädtiſche Elementarſchule, 280 Thlr. 
zum Umbau des Wachtlocals im grünen Thore u. ſ. w. 
Bei dem Antrag des Magiſtrats um Bewilligung 
von 180 Thlrn. zurn Beſoldung der Lehrerin 
an der vom Frauen-Verein überkommenen Armenſchule 
ſpricht Hr. Kirchner für die Bewilligung. Denn die 
betreffende Lehrerin ſei ſehr tüchtig, obwohl ſie noch nicht 
ihr Examen gemacht. Hr. Kirchner macht bei diefer 
Gelegenheit die Mittheilung, daß die jungen Damen, 
welche ſich dem Lehrfach zu widmen beabſichtigten, in der 
Regel viel Zeit verlieren müßten, ehe ſie von der Kgl. 
Regierung zum Examen aufgefordert würden. Dadurch 
ſeien ſie im pecuniären Nachtheil. Denn die nicht exa⸗ 
minirten Lehrerinnen würden nicht ſo gut honorirt wie 
die eraminirten, Trotzdem ſeien unter den nichtexami⸗ 
nirten ſolche, welche von den Schul-Infpectoren die beiten 
Zeugniſſe aufzuweiſen hätten. Hr. Kirch ner ſtellt zwar 
keinen dieſen Umſtand betreffenden Antrag; indeſſen 
entwickelt ſich über denſelben eine Debatte, an welcher ſich 
die Herren Jebens, Damme, Biſchoff, v. Rotten⸗ 
burg, Breitenbach und Biber betheiligen und in 
deren Verlauf Hr. Boeszermoeny die Mittheilung 
macht, daß Hr. Regierungs⸗Schulrath Wantrup das 
Lehrerinnen⸗Examen abzunehmen habe. Schließlich ſtellt 
Hr. v. Rottenburg den Antrag, den Magiſtrat zu 
erſuchen, über die Angelegenheit der Lehrerinnenprüfungen 
von der Königlichen Regierung hierſelbſt Erkundigung 
einzuziehen. Der Antrag wird angenommen. Ferner 
wird der Beſoldungsplan der Gasanſtalt pro 1863—64 
vorgelegt und auf 10,962 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. feſtgeſtellt. 
Zugleich wird der Magiſtrat erſucht, in Erwägung zu 
nehmen, ob die Incaſſo Proviſion des Kaſſirers der An⸗ 
ſtalt nicht von 3 auf 3 pCt. ermäßigt werden könne. 
Zum Schluß der Sitzung erfolgt die Erledigung mehrer 
Reftvorlagen. — Auf eine an den Magiſtrats-Commiſ⸗ 
ſarius Dr. Lintz gerichtete Anfrage, weshalb Hr. Ober⸗ 
Arzt Dr. Stich noch nicht wieder in ſein Amt eingeſetzt 
worden ſei, erfolgt die Antwort, daß bei dem Miniſterium 
bereits von Seiten des Magiſtrats darüber Beichwerde 
geführt worden, daß die Königl. Regierung die Einfüh⸗ 
rung deſſelben verzögere. 

— Vorgeſtern Abend feierte im untern Saale der 
preußiſchen Hofes der Präſes des kathol. Geſellen 
vereins, Herr Vicar May, ſeinen Geburtstag im 
Kreiſe der Vereins-Geſellen. Der Ehrenſenior, Herr 
Gurski, begrüßte ihn mit herzlichen Worten im 
Namen des Vereins und brachte ihm nach der Gra— 
tulation ein dreimaliges Hoch, in welches alle An— 
weſenden lebhaft einſtimmten. Der Herr Präſes ließ 
ſich darauf in einer längern Rede über den Zweck 
und das Streben des Vereins aus, wobei er be— 
ſonders hervorhob, daß es ein ſicheres Zeichen für 
die gedeihliche Entwickelung des Vereins ſei, daß ſich 
die Anzahl der activen Mitglieder höchſt erfreulich 
vermehre, wovon gewiß auch darin der Grund zu 
ſuchen, daß die Vorträge, welche von Vereinsmit⸗ 
gliedern, wie auch von Gönnern des Vereins gehalten 
werden, ſich als ſehr practiſch erweiſen, da ſie theils 
das ſociale Leben, theils das Gebiet der Induſtrie 
und der Erfindungen betreffen. Mit einem Hoch 
auf den Verein ſchloß der Herr Präſes. — Freudig 
erregt wurden Alle dadurch, daß Herr Bildhauer 
Freitag den Verein mit ſeinem Beſuche beehrte, und 
verſprach, denſelben öfter zu wiederholen, um einige 
Vorträge über die Künſte zu halten. — Nicht 
unweſentlich trug ein Mitglied des Vereins zur 
Unterhaltung bei, indem daſſelbe einige Proben ſeiner 
Kunſtfertigkeit auf der Geige zum Beſten gab. 


— Bei der Königl. Marine finden jetzt die um. 
kommandirungen von den Schiffen zur Flottille ſtatt 
und werden die befähigten Navigationsſchüler als Auxiltar⸗ 
offiziere zum Erſaß auf den Schiffen herangezogen werden. 

— In Stelle des nach Stettin als Kommandant ver⸗ 
ſetzten General⸗Major v. Böhn wird der General⸗Major 
Frhrr. v. Begelow die hieſige 2. Jnft. Brigade und 
in Stelle des verſetzten Oberſtlt. v. Gayl der Major 
v. Bismarck das Kommando des Seebataillons über⸗ 
nehmen. 

— Zu Bank⸗Rendanten find ernannt: Der 
Buchhalterei ⸗Aſſiſtent Lehrs, 2ter Vorſtands⸗ 
Beamter des Bank⸗Comtoirs zu Danzig; der Buch⸗ 
halter Gnade, Iſter Vorſtands⸗Beamter der Bank⸗ 
Kommandite zu Thorn und der Buchhalterei-Aſſiſtent 
Bückling, After Vorſtands⸗ Beamter der Bank⸗ 
Kommandite zu Elbing. 


— Morgen N. M. wird der een 
eine Schlittenparthie vom Friedr. Wilh. Schützenhauſe 
nach Oliva unternehmen. 

— Oer Jahresbericht über unſer Communalleben für 
die Periode 1863, welchen der Vorſitzende der Stadt⸗ 
Verordneten⸗Verſammlung, Hr. Kaufmann Biſchoff, in 
der Sitzung am 5. d. M. vorgetragen, iſt im Druck 
etſchienen. 

— Am vorigen Montage hielt Herr Redacteur Rickert 
vor einer zahlreichen aus Herren und Damen beſtehenden 
Versammlung des Geſellen⸗Vereins im großen Saale 
des Gewerbehauſes einen Vortrag über Schleswig- 
Holſtein. Der Herr Vortragende entrollte ein intereſſan⸗ 
tes Bild der Geſchichte dieſer beiden Herzogthümer von 
ihrem erſten Urſprunge an bis auf die Gegenwart, wies 
durch Thatſachen auf die großen Leiden hin, welche der 
deutſche Bruderſtamm von den Dänen ertragen und ſchloß 
mit dem Wunſch, daß demſelben nun endlich die Sonne 
der Freiheit aufgehen möge. Dem Vortrag, welcher 
wei Stunden dauerte, folgte ein ſtürmiſcher Beifall. 

ie Geſchäfts⸗Debatte des Vereins fiel wegen der vor⸗ 
gerückten Zeit aus. 

— Der Lehrer K. zu Neukrug in der Danz. Nehrung 
hatte vor einigen Tagen das Unglück, in der Dunkelheit 
auf ſeiner Heimkehr aus einem Nachbarort ſich in das 
friſche Haff zu verirren. Man fand den Verunglückten 
am nächſten Morgen, bis an die Bruſt im Eiſe ſtehend, 
erſtarrt und todt. Wie man vermuthet, iſt er, als er un» 
vermuthet in's eiſige Waſſer gerathen, vom Schlage ge⸗ 
woffen worden. 

— Herr Dr. Laubert wird nicht am nächſten 
Sonntag im Schützenhauſe, ſondern am nächſten Sonn⸗ 
abend im großen Saale des Gewerbehauſes einen Bor» 
trag zum Beſten der Kl. Kinder-Bewahr-Anftalt halten. 


Gerichts zeitung. 
Criminal⸗Gericht zu Danzig. 


[Eine Freiſprechung.] Die Fälle, in denen 
die wegen Beamtenbeleidigung Angeklagten frei» 
geſprochen werden, gehören zu den allerſeltenſten. — 
Man könnte einen ſolchen Fall faſt als einen weißen 
Raben bezeichnen: ein Beweis dafür, daß bei der Erhe⸗ 
bung von Anklagen wegen Beamtenbeleidigungen äußerſt 
vorſichtig zu Werke gegangen wird und daß die Beamten 
wohl nur bei der dringendſten Veranlaſſung die ihnen 
zugefügten Beleidigungen zur Anzeige bringen und fie 
dann auch ſtets ihrer Sache gewiß find. — Der Dorf 
Executor Spehr zu Stroh deich, der zugleich Schuh ⸗ 
macher ift und zu verſchiedenen Zeiten eine Rolle in 
öffentlichen Gerichtsverhandlungen geſpielt hat, hat nicht 
das Glück, zu der Zahl derjenigen Beamten zu gehören, 
von denen dies geſagt werden kann. Vor einiger Zeit 
brachte er zur Anzeige, daß ihn der Arbeiter Carl Nefke 
in einem öffentlichen Lokal zu Strohdeich in einer ſehr 
bösartigen Weiſe beleidigt habe, daß dleſer nämlich vor 
vielen Menſchen in dem Lokal geſagt, Spehr habe ſich 
beſtechen laſſen. Denn als er einmal bei einem Schiffer 
auf dem Kahne 2 Scheffel Weizen als unterſchlagenes 
Gut gefunden babe und verpflichtet geweſen, dies der 
Behörde anzuzeigen, habe er die Anzeige unterlaſſen, in 
Folge deffen ihm der Schiffer 18 Thlr. für den ver⸗ 
ſchloſſenen Mund gegeben. Nefke geſtand auf der An 
Hagebanf unumwunden ein, dieſe Aeußerung über Spehr 
in einem öffentlichen Lokal gethan zu haben; er habe 
aber noch mehr gethan, er habe nämlich dem Vorgeſeßten 
Spehrs, dem Herrn Schulzen Boley zu Strohdeich, von 
dem Vorfall Anzeige gemacht. Das würde er gewiß 
unterlaſſen haben, wenn er nicht im Stande fei, den 
Beweis der Wahrheit zu führen. Die Belaſtunge zeugen, 
welche Spehr vorgeſchlagen hatte, zu vereidigen, hielt der 
Hohe Gerichtshof nicht für thunlich, weil ſich im Laufe 
der Verhandlung herausgeſtellt, daß ſie ein perſönliches 
Intereſſe an der ganzen Angelegenheit hatten. Es er 
folgte demnach, dem Antrage des Herrn Staatsanwalt 
gemäß, die Freiſprechung des Angeklagten. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


121341 343,35 | — 0,8 [W. ſchwach, bez. u. Nebel. 
13 } 342.03 — 2,6 W. friſch, san do. 
12 342,05 | — 2,8 [N W. do. bezogen. 


Borſen-Verkäufe zu Danzig am 13. Januar. 
u, 80 Laſt, 133pfd. fl. 430; 132. 33pfd. fl. 4273; 

131, 132pfd. fl. 410; 130pfd. fl. 375, 385, 400; 

120 pfd. fl. 380, 395; 128. 29pfd. fl. 375; 127. 28pfd. 
fl. 3655; 129. 30pfd. bezogen fl. 375: 121 pfd. fl. 330; 

121pfd. ſchwarzſpitzig fl. 285, Alles pr. 85pfd. 
Roggen, 122. 23pfd. fl. 222; 125pfd. fl. 2234, 225; 

127. 28pfd. fl. 228; 129pfd. fl. 231, 2323 pr. 85pfd. 
Gerſte, große, 115pfd. fl. 204. 

do. 114yfd. fl. 198 pr. 75pfd. 


Raths - Weinkeller. 
Großes Concert 


Mittwoch, den 13. d. Mts. 
von der voll ſtändigen Capelle 


des Herrn Muſikdirector Laade. 
Anfang 75 Uhr, Entree 2} Sgr. WERE 
A SGG. G c EEE EEE SER 


5 Strohhüte zur Wäsche g 
befördert nach Berlin a 


6 E. Fischel. 
3233232352233 DD 
Ka große Appell zur Feier des Königl. Aufrufes 
von 1813 findet im Haufe Brodbänkengaſſe 44. 
am 3. Februar 1864, Mittags 1 Uhr, 
ſt att. Danzig, den 14. Januar 1864. 
Der Stab der Danziger Compagnie 
Pteußiſcher Vaterlandsvertheidiger von 1813 — 15. 


Ein junges Mädchen aus achtbarer Familie 
wünſcht zum Februar 1864 eine Stelle auf dem 
Lande, wo fie der Hausfrau in der Wirthſchaft 
behülflich ſein und den Kindern in allen Elementar⸗ 
Gegenſtänden unterrichten will. 

Näheres in der Expedition dieſes Blattes. 


Stadt- Theater zu Danzig. 

Donnerſtag, den 14. Jan. (Abonnement suspen du.) 
Benefiz des Komikers Herrn Baade. Zum 
erſten Male: Ein Stoff von Herrmann. 
Luſtſpiel in 1 Akt von Moſer. Hierauf zum erſten 
Male: Jettchen's Liebe und Kabale. Poſſe 
mit Geſang in 2 Akten von H. Salingıe, Muſik 
von A. Lang. Zum Schluß zum erſten Male: 
Noccoco und Modern. Ballet Divertiſſement, 
arrangirt von G. Baade. 

Freitag, den 15. Januar. (4. Abonnement No. 12.) 
Zum dritten Male: 500,000 Teufel. Poſſe 
mit Geſang in 3 Akten und 6 XTableaur von 
G. Michaelis. 


. Königl. Pr. Lotterie. 
2 3 Loos⸗Antheile zur 129ften Lotterie 
. in 0 (Thlr. 1., größere Antheile nach Ver⸗ 
N hältniß) /, Yıs Vio, 6, / u. ſ. w. 

habe ich noch einige zum Verſand übrig. 

G. A. Kaselow, Stettin. 

Ng. Außer den 150,000 Tüte. und 
50,000 Thlr. Gewinn, welche jetzt in kurzer Zeit 
auf von mir überlaſſene Loos-Antheile fielen, brachte 
die letzte Lotterie wiederum den dritten Hauptgewinn 


von 50,000 Thlr. 
à Fl. 24 Sgr., 14 Fl. 1 Thlr. 


Ap fel w ein, d. Ank. v. 30 Ort. m 3 
ganz vorzügl., à Fl. 33 N 
Borsdorfer⸗, 10 l. 1 ble, Aut. 31 iht excl. 
Aufträge gegen Baarſendung oder Nachnahme. 
Berlin. F. A. Wald. 


EN EAN EAA 


i Feuerverſicherungsbank für Deutſchland in Gotha. 


- Zufolge der Mittheilung der Feuerverſicherungsbank für Deutſchland zu Gotha wird dieſelbe 
lie nach vorläufiger Berechnung ihren Theilnehmern für 1863 


N ca. 735 Procent 


l ihrer Prämieneinlagen als Erſparniß zurückgeben. 

755 Die genaue Berechnung des Antheils für jeden Theilnehmer der Bank, ſo wie der vollſtändige 

Ei Rechnungsabſchluß derſelben für 1863 wird, wie gewöhnlich, zu Anfang Mai d. J. erfolgen, 
Zur Annahme von Verſicherungen für die Feuerverſicherungsbank bin ich jederzeit bereit. 


Danzig, den 7. Januar 1864. 


4 
mi 
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BAHN 


— 


C. Pannen berg, 


Agent der Feuerverſicherungsbank f. D., 


Neugarten Nr. 17. 


u 
CCC. 0000 
GERIET NEE TESTER END TERRA TER TR ERRERNN 


Meinen Gönnern und Freunden, ſo wie einem geehrten Publikum die ergebene Anzeige, daß 
Sonnabend, den 16. d. Mts., 
im großen Saale des Schützenhauſes, zu meinem Beſten, eine 
musikalisch-declamatorische 


Abend- Unterhaltung 


ſtattfinden wird. 
Geſtützt auf das mir bisher ſtets bewieſene Wohlwollen meiner Mitbürger, erlaube ich mir zu recht 
zahlreſchem Beſuche um ſo mehr einzuladen, als, wie aus dem nachſtehenden Programme erſichtlich, ſich 
ein überaus genußreicher Abend mit Beſtimmtheit erwarten läßt. — Billets A 10 Sgr. find in den 


Gonditoreien der Herren Grengenber 


und Sebaſtiani, bei den Kaufleuten Herren Durand, 


onen und Drewitz, in der Muſikalienhandlung von Herrn Ziemſſen und in meiner Wohnung, 


Dritten 


amm 13, gefälligſt zu entnehmen. — Kaſſenpreis 125 Sgr. — Anfang präcife 6 Uhr. 


PROGRAMM. 
Erſte Abtheilung. 
1) Großes Trio von L. v. Beethoven für Pianoforte, Violine und Violoncello, B. dur, op. 97, 


vorgetragen von den Herren Pianiſten Fr. Barthels, Concertmeiſter Schmidt und 


Acceſſiſt der Königl. Kapelle zu Berlin. 


ürn, 


2) Der Honwed von Saphir, geſprochen von Herrn Oberregiſſeur Ubrich. 
3) Erſte Arie der Lenore aus: „Der Troubadour“ von Verdi, geſungen von Fräul. Hülgertb, 
4) Adien! Launiges Gedicht von Görner, vorgetragen von Fräul. Gerber. 
5) Duett aus der Oper: „Beliſar“ von Donizetti, geſungen von den Herren L. Fiſcher⸗ Achten 


Zweite Abtheilung. 
1) Qnintett aus der Oper: „Lueſa de Lammermoor“, geſungen von Fräul. Hülgerth und den 
Herren Stigele, Funk, Ludwig und Eichberger. 
2) Ich ſoll declamiren! Humoreske von Langer, vorgetragen von Fräul. Nottmayer. 
3) Arie des Groß⸗Seneſchall aus: „Johann von Paris“ von Boildieu, geſungen von Herrn 
Director Emil Fiſcher⸗Achten. (Auf vielfachen Wunid). 
4) Der Comödiant, nach einem ältern Gedicht bearbeitet und vorgetragen von Nudolf Dentler. 
5) Zwei Lieder von Schubert und Men delfohn, gefungen von Fräul. Brenken. 
Dritte Abtheilung. 
1) Serenade espagnol Fantasie für Cello von J. Stahlknecht, vorgetr. von Herrn Zürn, 


und Funk. 


Acceſſiſt der Königl. Kapelle zu Berlin. 


2) Des Kindes Zuverſicht von Saphir, geſprochen von Fräul. Krüger. 

3) Das Morgenfenſter'l, Lied von Suppe, gelungen von Fräul. Hofrichter. 
4) Der Scharfrichter von Langenſchwarz, geſprochen von Herrn Varena⸗ 
5 Adelaide, Lied von L. v. Beethoven, geſungen von Herrn Stigele. 


6) Schlaf in guter Ruh! Gedicht von A. L. Lua, Melodie von W. Taubert, für den gemiſchten 
Chor arrangirt von A. Neithardt, geſungen von den Damen Frl. Breuken, Frl. Hülgerth, 
Frl. Hofrichter, den Herren Stigele, Ludwig, Eichberger und Funk. 
Die Begleitung der Geſangepiegen hat der Herr Muſik Director Seraup übernommen. 


ET > 


Verantwortliche Redaktion, Druck und Verlag von Edwin Groening in Danzig. 


Budolf Dentler. 


